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Vorbemerkung 

Die Bundesregierung hat in den Jahren 1967 bis 1973 in neun Be- 
richten über den jeweiligen Stand der Vorbereitung und der Finan- 
zierung der Spiele der XX. Olympiade 1972 in München berichtet 
und am 9. Januar 1975 einen abschließenden Bericht erstattet (Druck- 
sache 7/3066) — hier kurz als Schlußbericht bezeichnet — . 

Der Bundesrechnungshof hat dem Deutschen Bundestag unter Nrn. 
26 bis 46 seiner Bemerkungen zur Bundeshaushaltsrechnung für das 
Haushaltsjahr 1970 einen Zwischenbericht über die Zuwendungen des 
Bundes zu den Kosten der Spiele der XX. Olympiade 1972 und über 
die Betätigung des Bundes bei der Olympia-Baugesellschaft mbH ge- 
geben (Drucksache 7/8). 

Damit der Sachverhalt in die Beratungen über die Entlastung der Bun- 
desregierung für das Haushaltsjahr 1972 einbezogen werden kann, be- 
richtet der Bundesrechnungshof nunmehr zusammenfassend gemäß 
§ 99 BHO über die Gesamtkosten und deren Finanzierung, die Kosten- 
entwicklung, die Eignung und die nacholympische Nutzung der bau- 
lichen Anlagen in München und Kiel sowie über die Änderung der 
Konsortialverträge. Er legt seiner Äußerung den Schlußbericht der 
Bundesregierung zugrunde. 
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A. Gesamtkosten und Finanzierung der Oiympischen Spieie 


Gesamtkosten 

1 

Die Bundesregierung hat im Schlußbericht die Ge- 
samtkosten nach der vorläufigen Schlußrechnung 
vom 30. September 1974 mit 1 967 Millionen DM 
angegeben. Der Bericht enthält jedoch Angaben über 
weitere Kosten, die olympiabedingt sind (A II 2 und 
Anlage 2). Für diese Kosten waren allerdings im 
Bundeshaushalt Mittel nicht besonders veranschlagt. 
Diese Kosten sind vielmehr aus bereits vorhandenen 
Ansätzen bei anderen Haushaltsstellen gedeckt wor- 
den. 

2 

Es erleichtert die Beurteilung, wenn die Kosten 
der Olympischen Spiele insgesamt dargestellt wer- 
den, auch soweit die Mittel nicht unmittelbar für die 
Olympischen Spiele veranschlagt worden waren. 
Nach der vorläufigen Abrechnung (die endgültigen 
Abrechnungen werden nur noch geringe Abweichun- 
gen ergeben) sind ausgegeben worden; 



in 

Millionen 

DM 

in 

Millionen 

DM 

Investitionskosten München . . . ; 


1 350 

Investitionskosten Kiel 


94 

Veranstaltungskosten München 



und Kiel 


523 

Pauschalzahlungen des Bundes 



für Folgekosten 


130 

Unmittelbare Kosten der Olym- 



pischen Spiele 1972 


2 097 

Hilfeleistungen der Bundes- 
wehr, die unentgeltlich erbracht 
wurden (Ansätze in Epl. 14) ... 

118,60 


Einsatz des Bundesgrenzschut- 
zes (Kap. 06 25) 

6,54 


Schutz- und Sperrgeräte für die 
Bereitschaftspolizei (Kap. 06 24). 

1,26 


Technisches Hilfswerk (Kap. 
06 19) 

0,16 




in 

Millionen 

DM 

in 

Millionen 

DM 

Übertrag: 

126,56 

2 097 

Auf- und Abbau des Zeltlagers 
für ca. 2 000 Jugendliche (Kap. 
06 19) 

0,12 


Neubau eines Katastrophen- 
schutzzentrums ^) Kap. 06 19 und 
36 04 

16,07 


Informationspolitische Maßnah- 
men (Kap. 04 03) 

0,90 


Zusätzliche Zollstellen (Kap. 
08 04) 

0,40 


Erweiterungen bei einem ^) Zoll- 
amt (Kap. 08 04) 

2,80 

146,85 

Gesamtausgaben: 


2 243,85 


Der Bund hat ferner für Straßenbaumaßnahmen Mit- 
tel in Höhe von 551,66 Millionen DM eingesetzt, die 
wegen der Olympischen Spiele 1972 vorrangig zur 
Verfügung gestellt oder durch Umschichtung frei- 
gemacht worden sind. Die Höhe von Sonderlei- 
stungen des Freistaates Bayern, der Stadt München, 
des Landes Schleswig-Holstein und der Stadt Kiel 
sowie der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost ist dem Bundesrechnungshof nicht be- 
kannt. Ferner bleiben hier die Auswirkungen aus 
der Umverteilung des auf dem Oberwiesenfeld in 
München gelegenen Grundbesitzes der Konsorten 
Bund, Land Bayern und Stadt München unberücksich- 
tigt. Der Freistaat Bayern hat Grundstücke im Werte 
von rd. 31 Millionen DM unentgeltlich der Stadt 
München überlassen. Der Bund hat aus Anlaß der 
Olympischen Spiele Grundstücke auf dem Ober- 
wiesenfeld um 30,4 Millionen DM unter dem Ver- 
kehrs wert abgegeben. 


Finanzierung 

3 

Die dargestellten Gesamtausga- 
ben wurden abgedeckt durch: 

vorrangig zur Verfügung gestellt 


Gemäß § 99 BHO zugeleitet mit Schreiben des Bundesrechnungshofes vom 29. Oktober 1975 — 
I 1 —20 80 07. 

Der Große Senat des Bundesrechnungshofes hat diesen Bericht beschlossen. 

Der Bericht geht gleichzeitig dem Bundesrat und der Bundesregierung zu. 


2 
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in 

Millionen 

DM 

in 

Millionen 

DM 

Sonderfinanzierungsmittel 

Olympialotterie (einschließ- 
lich Zinsen) 

252.00 

752.00 

42,00 

358,80 

Olympiamünze (einschließlich 
Zinsen) 

Bundesförderung der zentralen 
Hochschulsportanlagen 

Einnahmen des Organisations- 
Komitees 

Summe d<^r Einnahmen! 

1 405,00 1 405,00 


verbleibende Belastung der öf- 
fentlichen Haushalte 

838,85 

Die Belastung verteilt sich wie folgt auf die be- 
teiligten fünf Gebietskörperschaften: 


in 

Millionen 

DM 

in V. H. 

Rnnd 

515,45 61,44 

154,00 18,36 

154,00 18,36 

7,70 0,92 

7,70 0,92 

Freistaat Ravern . . . 

Stadt München 

Land Schleswig-Holstein 

Stadt Kiel 



838,85 100,00 


4 

Werden den vom Bund aufgebrachten 515,45 Millio- 
nen DM der Gesamtkosten noch die eingesetzten 
Münzgewinne und die Mittel zur Förderung der Zen- 
tralen Hodischulsportanlage in München und des 
Hochschulinstituts für Sport, Wissenschaften und 
Leibeserziehung in Kiel in Höhe von insgesamt 
794,20 Millionen DM hinzugerechnet, so hat der 
Bund von den Kosten für die Olympischen Spiele 
1972 insgesamt 1 309,65 Millionen DM, d. s. 58,4 v. H. 
der Gesamtkosten in Höhe von 2 243 Millionen DM, 
unmittelbar oder mittelbar getragen. Im Vergleich 
hierzu sind die vom Freistaat Bayern und der Stadt 
München geleisteten Zahlungen von je rd. 154 
Millionen DM oder 6,9 v. H. der Gesamtkosten ge- 
ring. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, daß in 
den Gesamtkosten die Kosten folgender Anlagen 
enthalten sind, die neben den Sportanlagen auf den 
Freistaat Bayern, die Stadt München oder die Münch- 
ner Messe- und Ausstellungs GmbH, deren Ge- 
schäftsanteile überwiegend dem Freistaat Bayern 
und der Stadt München gehören, ohne Werterstat- 
tung übergangen sind. 



Bau- 

kosten 

Millionen 

DM 

Bau- 

kosten 

Millionen 

DM 

Auf den Freistaat Bayern: 

Zentrale Hochschulsportanlage . 


72,1 

Auf die Stadt München: 

drei Fachoberschulen 

25,3 


Äußere Erschließung des Ober- 
wiesenfeldes in München 

92,7 


U-Bahn — Olympialinie 

125,2 



243,2 

243,2 

Auf die Münchner Messe- und 
Ausstellungs GmbH eine Messe- 
halle 


18,3 

Summe; 


333,6 


4.1 

Der Bund, der Freistaat Bayern und die Stadt Mün- 
chen hatten sich im Konsortialvertrag vom 10, Juli 
1967 (KV) verpflichtet, die Olympischen Spiele ge- 
meinsam zu finanzieren und je ein Drittel der 
olympiabedingten Kosten, die nach Artikel 2 Abs. 2 
KV den Betrag von 520 Millionen DM (nach dem 
damaligen Preisstand) nicht überschreiten sollten, 
zu übernehmen. 

Die Kosten für die Investitionen und die ursprüng- 
lich nicht berücksichtigten Kosten für die Veran- 
staltungen in München und Kiel sowie die Zahlung 
für Folgekosten (umittelbare Kosten der Olympi- 
schen Spiele 1972) betragen jedoch insgesamt 2 097 
Millionen DM. Sie haben sich seit der Zustimmung 
des Deutschen Bundestages zur Beteiligung des Bun- 
des um rd. 1 577 Millionen DM, d. s. rd. 300 v. H., 
erhöht. 

Die ungewöhnlich starke Erhöhung und die Über- 
nahme von weit mehr als einem Drittel der Ge- 
samtkosten durch den Bund weichen ganz erheb- 
lich von dem Grundgedanken ab, einfache Spiele 
auszurichten, der bei der Bewerbung und der Zu- 
stimmung des Bundes zur Veranstaltung der Olym- 
pischen Spiele 1972 in München im Jahre 1966 aus- 
schlaggebend war. Sie stehen auch im Widerspruch 
zum Konsortialvertrag vom 10. Juli 1967, nach dem 
die endgültigen Kosten 520 Millionen DM nicht 
überschreiten und die drei Vertragspartner diese zu 
gleichen Teilen tragen sollten. 

4.2 

Selbst wenn die von der Bundesregierung genann- 
ten Preissteigerungen im Baugewerbe von 1968 bis 
1972 mit höchstens 50 v. H. den im Jahre 1966 vor- 
gesehenen Gesamtkosten von rd. 500 Millionen DM 
zugerechnet würden, was nach Ansicht des Bundes- 
rechnungshofes nicht richtig wäre (vgl. auch B I 1.7), 
würde sich der für die Zustimmung maßgebende 
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Ausgangsbetrag nur auf rd, 750 Millionen DM er- 
höhen. Die unmittelbaren Kosten der Olympischen 
Spiele 1972 übersteigen diesen Betrag um rd. 
1 347 Millionen DM (d. s. 180 v. H.). Diese Erhöhung 
läßt sich nur damit erklären, daß dem an den Deut- 
schen Bundestag gerichteten Antrag im Jahre 1966, 
der Übernahme eines Teils der Kosten zuzustimmen, 
nur unzureichende Ermittlungen über die erforder- 
lichen Sportanlagen und andere Einrichtungen und 
nicht einmal grobe Vorschätzungen der Kosten zu- 
grunde lagen. Dies mußte sich auf die Höhe der un- 
mittelbar oder mittelbar vom Bund aufzubringenden 
Mittel auswirken, weil sich der Bund nach seiner 
Zusage wegen der nationalen und gesamtstaatlichen 
Repräsentation der Olympischen Spiele für ver- 
pflichtet hielt, alles zu tun, damit ein würdiger Ab- 
lauf der Spiele sichergestellt würde. 

5 

Wegen seiner unzulänglichen Ermittlungen konnte 
der Bundesminister des Innern weder dem Bundes- 
kabinett noch dem Deutschen Bundestag für ihre 
schwerwiegenden Entscheidungen rechtzeitig aus- 
reichende Unterlagen vorlegen. Er hatte sich auf 
die Kostenvorschätzungen der an der Durchführung 
der Olympischen Spiele 1972 interessierten Stadt 
München verlassen. Er sorgte auch nicht dafür, daß 
der Bund auf die Kosten, die Gestaltung der Anla- 
gen und Einrichtungen sowie auf den Ablauf der 
Spiele einen seiner finanziellen Beteiligung und sei- 
ner nationalen Verpflichtung entsprechenden Einfluß 
erhielt, obwohl er wissen mußte, daß bei einer Ver- 
gabe der Spiele an die Stadt München in erster Li- 


nie die Bundesrepublik das Risiko für den angemes- 
senen Ablauf der Spiele tragen mußte. 

Der Bundesminister des Innern hat auf die Vorhal- 
tungen des Bundesrechnungshofes erwidert, die 
grundsätzliche Zusage des Bundes, sich im Falle des 
Erfolgs der Bewerbung der Stadt München an der 
Finanzierung der Spiele zu beteiligen, habe unter 
starkem Zeitdruck erteilt werden müssen. 

Dem ist entgegenzuhalten, daß der Bundesminister 
vom Zeitpunkt des Zuschlags der Olympischen 
Spiele an die Stadt München bis zum Abschluß des 
Konsortialvertrages im Jahre 1967 mehr als ein Jahr 
Zeit hatte, eingehende Voruntersuchungen hinsicht- 
lich der benötigten Anlagen und Einrichtungen so- 
wie der voraussichtlich entstehenden Kosten anzu- 
stellen. Er hat diese Zeit nicht genutzt und solche 
Vorarbeiten zumindest nicht im erforderlichen Aus- 
maß betrieben. 

6 

Aus diesen Mängeln bei der Vorbereitung der 
Olympischen Spiele 1972 und den für den Bund dar- 
aus entstandenen zusätzlichen finanziellen Belastun- 
gen sollte die Folgerung gezogen werden, daß der 
Bund künftig bei Investitionen und Veranstaltungen 
von größerem Ausmaß und von nationaler xmd 
repräsentativer Bedeutung, die er finanziell zu 
einem erheblichen Teil mitträgt, ausreichende Ziel- 
vorstellungen und Analysen des Nutzens und der 
Kosten entwickelt sowie einen seinen Interessen 
und seiner Kostenbeteiligung angemessenen Einfluß 
auf das gesamte Geschehen sicherstellt. 


B. Baumaßnahmen für die Olympischen Spiele 1972 


I. Baumaßnahmen in München 

1 Ursachen der Kostenentwicklung 

Der Bundesrechnungshof geht von den Zahlenan- 
gaben im Schlußbericht (B I 2.1 und 2.2) aus. Er 
kommt jedoch bei der Beurteilung der Ursachen der 
Kostenentwicklung zu anderen Folgerungen. 

1.1 Veranschlagung 

Dem Bundesminister des Innern ist darin zuzustim- 
men, daß bei Abschluß des Konsortialvertrages vom 
10. Juli 1967 eine verbindliche Kostenermittlung 
nicht möglich war, weil Baupläne, die als Grundlage 
erforderlich gewesen wären, noch fehlten und für 
zahlreiche Anlagen nicht einmal vollständige Raum- 
und Funktionsprogramme vorhanden waren. Aber 
auch in der Folgezeit bis zur Aufstellung des Ge- 
samtkosten- und Finanzierungsplanes am 17. No- 
vember 1969 sind genauere Kostenberechnungen 
für die meisten Sportstätten erst aufgestellt worden, 
als die Bauarbeiten schon im Gange waren. Eine der 
wichtigtsen Voraussetzungen für die Genehmigung 
von Baumaßnahmen der öffentlichen Hand, aber 


auch für die Bewilligung von Zuwendungen — näm- 
lich eine zuverlässige Berechnung der Kosten vor 
Baubeginn aufgrund verbindlicher Unterlagen — 
wurde demnach nicht erfüllt. Das hat dazu geführt, 
daß die Kosten umfangreicher Bauleistungen zu- 
nächst falsch eingeschätzt worden sind. 

Der Bundesrechnungshof sieht in der unzureichen- 
den Kostenermittlung einen wesentlichen Mangel, 
der es verhindert hat, daß rechtzeitig die Tragweite 
der Entscheidung und damit die finanzielle Bela- 
stung der Konsorten erkannt werden konnten. 

1.2 Erweiterung des Bauprogramms 

Das dem Konsortialvertrag vom 10. Juli 1967 zu- 
grunde gelegte Bauprogramm wurde bis zum Jahre 
1971 wesentlich erweitert. So wurde nachträglich 
der Bau der Anlagen für die Kanuslalom-Wettbe- 
werbe für 14,62 Millionen DM, der Basketballhalle 
und der Ringerhalle für zusammen 36,54 Millionen 
DM sowie des Pressezentrums für 21,7 Millionen 
DM beschlossen. 

Die Beschlüsse über die Aufnahme dieser Objekte 
in das Bauprogramm wurden so spät gefaßt, daß 
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eine gründliche Vorbereitung und Planung, vor al- 
lem aber die Untersuchung wirtschaftlicher Alterna- 
tiven, kaum mehr möglich waren. 

1.3 Erweiterung des Raum- und Funktionsprogramms 

Die Raum- und Funktionsprogramme für die im 
Konsortialvertrag vorgesehenen Bauten, die Grund- 
lage der Planung gewesen waren, wurden aufgrund 
von Forderungen des Organisationskomitees und 
der Sportverbände erheblich aus geweitet. So wur- 
den für die Sporthalle zusätzlich 10,17 Millionen DM 
aufgewendet, damit weitere Einrichtungen und 
Räume geschaffen werden konnten und eine Mehr- 
zwecknutzung ermöglicht wurde. 

Die Schießanlage wurde weit komfortabler als zu- 
nächst vorgesehen gebaut. Statt eines einfachen 
Restaurants und eines Verwaltungsgebäudes, deren 
Gesamtkosten auf 730 000 DM geschätzt worden wa- 
ren, wurde ein Hotelbau mit Restaurant, statt einer 
einfachen Tribüne ein aufwendiges Bauwerk mit al- 
len Einrichtungen für Datenverarbeitung, Presse, 
Rundfunk und Fernsehen errichtet. Allein diese bei- 
den Änderungen des Raum- und Funktionspro- 
gramms hatten Mehrkosten von ca. 2,3 Millionen 
DM zur Folge. Zudem wurde der Feuerlöschteich 
mit Mehrkosten von 270 000 DM als beheizbares 
Schwimmbad ausgestaltet. Die nachträglichen Än- 
derungen bis weit in die Bauzeit hinein haben die 
Planung belastet und zu vermeidbaren Mehrkosten 
geführt. 

Die Vertreter des Bundes haben diesen Forderungen 
auch dort zugestimmt, wo aus wirtschaftlichen Grün- 
den Einschränkungen geboten gewesen wären. Der 
Bundesminister hat zwar im Schlußbericht (A II 
1.1.1) erklärt, dem Ersuchen des Deutschen Bundes- 
tages vom 2. März 1972, keine weiteren Anforderun- 
gen an das olympiabedingte Bauprogramm zu ak- 
zeptieren, sei durch die Neufassung des Konsortial- 
vertrages vom 29. Juni 1972 entsprochen worden. 
Zu diesem Zeitpunkt waren aber bereits alle we- 
sentlichen Forderungen erfüllt; weitere Wünsche 
hätten sich bis zum Beginn der Olympischen Spiele 
ohnehin nicht mehr verwirklichen lassen. 

1.4 Umwandlung von Provisorien In Daueranlagen 

Weitere Mehrkosten entstanden durch die Um- 
wandlung von zunächst als Provisorium geplanten 
Sportstätten in Daueranlagen. Das Reitstadion, das 
als Provisorium 8,7 Millionen DM kosten sollte, 
wurde aufgrund eines erst 1971 gefaßten Beschlus- 
ses des Organisationskomitees als ständige Sport- 
stätte errichtet. Es hat einschließlich der vom Or- 
ganisationskomitee getragenen Ausgaben 17,6 Mil- 
lionen DM gekostet. Für die Regattastrecke in Feld- 
moching sollten — abgesehen von einer Tribüne mit 
4 000 Sitzen — für die Zuschauer nur provisorische 
Plätze geschaffen werden. Statt dessen wurde ein 
massives Bauwerk mit mehr als 8 200 Sitz- und 
16 000 Stehplätzen gebaut. Der Mehraufwand hat 
mindestens 1 Million DM betragen. 

Die erheblichen Kostenunterschiede zwischen Provi- 
sorien und Daueranlagen waren von vornherein er- 
kennbar. Dies gilt insbesondere für das Reitstadion. 
Hier hätten die Mängel des mit 1 1 Millionen DM ab- 


schließenden, unzureichenden Kostenvoranschlags 
für die Daueranlage, auf die der Bundesminister im 
Schlußbericht (B I 2.3.2.2) hingewiesen hat, bereits 
bei oberflächlicher Prüfung erkannt werden können. 

Der Bundesrechnungshof teilt die im Schlußbericht 
(A II 1.1.1) dargelegte Auffassung des Bundesmini- 
sters nicht, daß es stets zweckmäßig sei, proviso- 
rische Zeitbauten in Anlagen von bleibendem Wert 
umzuplanen. Das konnte nur dort zutreffen, wo auch 
nach den Spielen ein ausreichender Bedarf an Sport- 
stätten bestand. Bei den Zuschaueranlagen an der 
RegaLlastrecke und beim Reitstadion war dies je- 
doch — wie die nachfolgenden Ausführungen unter 
3. über die nacholympische Nutzung zeigen — nicht 
der Fall. 

1.5 Zu hoher Aufwand 

Die Kostenentwicklung wurde wesentlich dadurch 
beeinflußt, daß der Grundsatz, einfache Spiele zu 
veranstalten, unter den die Stadt München ihre Be- 
werbung als Austragungsort gestellt hatte, bei der 
Entscheidung über die Wettbewerbsarbeiten für 
die Hauptsportstätten auf dem Oberwiesenfeld ver- 
lassen wurde. 

Der Bundesminister hat zutreffend im Schlußbericht 
ausgeführt (B I 2.2.2), daß diese Entscheidung, durch 
die das im Konsortialvertrag vorgesehene Kosten- 
limit um 300 Millionen DM überschritten wurde, 
eine wesentliche Änderung der ursprünglichen 
Konzeption bedeutete. In der Folgezeit wurden auch 
bei der Planung der anderen Anlagen Vorstellungen 
über die architektonische Gestaltung zu Lasten der 
Wirtschaftlichkeit überbewertet und viele sport- 
lichen Anlagen mit einem Aufwand errichtet, der 
weder für die Olympischen Spiele noch für die daran 
anschließende Dauernutzung erforderlich war. 

Ein besonders krasses Beispiel ist das Zeltdach, 
dessen reine Baukosten sich seit dem Beschluß des 
Aufsichtsrats vom 21. Juni 1968 von 33,1 Millionen 
DM auf 170,6 Millionen DM mehr als verfünffacht 
haben. Dem im Schlußbericht (B I 2.3.1) genannten 
Betrag, der nur die reinen Baukosten umfaßt, müs- 
sen noch mehr als 40 Millionen DM Planungskosten 
hinzugerechnet werden, so daß die Gesamtkosten 
mindestens 210 Millionen DM betragen; das sind 
2 800 DM je Quadratmeter Dachfläche. 

Der Bundesrechnungshof hat die Ursachen dieser Ko- 
stenentwicklung bereits in seinen Bemerkungen zur 
Bundeshaushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 
1970 dargelegt. (Drucksache 7/8 Nr. 35 bis 42). 

Die Angabe des Bundesministers im Schlußbericht 
(B I 2.3. 1.1), daß die aus der Wahl des Zeltdaches 
sich ergebenen finanziellen Konsequenzen von den 
führenden Sachverständigen der Welt untersucht 
worden seien und daß diese Experten sich an der 
Ausarbeitung der Grundlagen der damaligen Ko- 
stenermittlung beteiligt hätten, trifft nicht zu. Die 
Ermittlung der Kosten als Grundlage für die Ent- 
scheidung des Aufsichtsrats am 21. Juni 1968 wurde 
ausschließlich den planenden Architekten und In- 
genieuren überlassen. Gutachten Dritter wurden für 
die Beurteilung der finanziellen Auswirkungen nicht 
eingeholt. Zudem gab es zu diesem Zeitpunkt noch 
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keine ausgereiften Pläne und nicht einmal über- 
schlägliche Berechnungen der Kräfte, Lasten und 
Massen, die eine auch nur annähernd zutreffende 
Ermittlung der Kosten hätten ermöglichen können; 
sie wurden erst ein knappes Jahr später, im Früh- 
jahr 1969, ausgearbeitet. Dementsprechend waren 
auch die von den Architekten eingeholten Teilange- 
bote, die im Schlußbericht erwähnt werden, als 
Beurteilungsgrundlage nicht geeignet, weil den Fir- 
men die für die Kalkulation wichtigen Angaben 
fehlten und weder die endgültige Form des Daches 
noch wesentliche Einzelheiten der Konstruktion be- 
kannt waren. 

Die Behauptung des Bundesministers (B I 2. 3. 1.1 Abs. 
4), Experten hätten übereinstimmend versichert, daß 
die Zeltdachkonstruktion wirtschaftlicher als jede 
andere Überdachung der Sportstätten sei, bezieht 
sich nicht auf verbindliche Erklärungen von Sach- 
verständigen, sondern lediglich auf allgemein ge- 
haltene Äußerungen einiger Architekten oder Fir- 
men, die unmittelbar nach dem Architektenwett- 
bewerb, also lange vor dem Beschluß des Auf- 
sichtsrates, abgegeben worden waren und die zu- 
dem einem Konstruktionsprinzip galten, das bei der 
weiteren Durcharbeitung bis zur Entscheidung am 
21. Juni 1968 als offensichtlich ungeeignet bereits 
verlassen worden war. Die im Schlußbericht erwähn- 
te Gutachterkommission und die Bauaufsichtsbe- 
hörde haben nur zu städtebaulichen, gestalterischen 
und baurechtlichen Gesichtspunkten Stellung genom- 
men; sie wurden zu den finanziellen Auswirkungen 
nicht befragt. 

Die Erklärung der technischen Expertengruppe, die 
nach den Wünschen der Architekten zusammenge- 
stellt worden war und lediglich die technische Rea- 
lisierbarkeit der Planung, nicht aber die Kostenent- 
wicklung zu beachten hatte, wird im Schlußbericht 
(B I 2.3. 1.1 Abs. 1) nur unvollständig wiederge- 
geben. Die dort zitierte Äußerung, die vorgeschla- 
gene Konstruktion sei den Gutachtern in statischer 
und konstruktiver Hinsicht einwandfrei und aus- 
führbar erschienen, bezog sich ausschließlich auf das 
Stadiondach, dessen Konstruktionsprinzipien schon 
etwas klarer entwickelt waren. Für die Überdachung 
der Hallen und die Verbindungsdächer geht aus dem 
Gutachten hervor, daß nicht einmal die Idee der 
Konstruktion in vollem Umfang erkennbar war, 
daß Unklarheit darüber bestand, auf welchem Wege 
die für die Kostenermittlung wichtigen statischen 
Berechnungen durchzuführen waren und daß den 
Gutachtern noch nicht gesichert erschien, ob die zur 
Verwirklichung der Grundgedanken im einzelnen 
eingeschlagenen Wege schon zur optimalen Lösung 
führen würden. Ferner wurde darauf hingewiesen, 
daß noch mit umfangreichen zusätzlichen Untersu- 
chungen hinsichtlich der Windlasten und mit einem 
erheblichen Zeitaufwand für eine ausreichende 
Durcharbeitung der allenfalls in den Grundzügen 
erkennbaren planerischen Absichten gerechnet wer- 
den müsse. 

Diese Äußerungen zeigen, daß entgegen der Dar- 
stellung des Bundesministers die Dachlösung nicht 
einmal so weit konkretisiert war, daß eine ab- 
schließende Würdigung möglich wurde, und daß 
zudem die weitere Bearbeitung erkennbar mit er- 


heblichen Risiken — auch hinsichtlich der Kosten — 
behaftet war. 

Der Bundesrechnungshof ist deshalb der Ansicht, daß 
die Entscheidung für das Zeltdach von dem Bestre- 
ben beeinflußt war, etwas Außergewöhnliches zu 
verwirklichen, daß dabei aber die Unzulänglichkeit 
der Berechnungsgrundlagen nicht berücksichtigt und 
dementsprechend das finanzielle Risiko zu gering 
eingeschätzt worden ist. 

Ein besonders schwerwiegendes Beispiel übertrie- 
benen Aufwands sieht der Bundesrechnungshof fer- 
ner darin, daß für die Verpflegung der Besucher des 
Oberwiesenfeldes während der Olympischen Spiele 
zwei vollständig ausgestattete, für eine Dauernut- 
zung geeignete Restaurants für 14 Millionen DM 
errichtet wurden, weil befürchtet worden war, die 
architektonische Konzeption könne durch proviso- 
rische Verpflegungsstätten beeinträchtigt werden. 
Die Bauten sind — wie von vornherein vorgesehen 
— unmittelbar nach den Olympischen Spielen ab- 
gebrochen worden, weil die Grundstücksflächen für 
andere Zwecke benötigt wurden. Der durch ge- 
stalterische Erwägungen bedingte Aufwand hat dem- 
nach etwa 1 Million DM je Veranstaltungstag be- 
tragen. 

Für die Reitanlagen in München-Riem wurden 
unnötig hohe Ställe mit aufwendigen, auch für die 
Dauernutzung nicht erforderlichen Lüftungsanlagen 
errichtet. Der Longierzirkel wurde allseitig abge- 
schlossen und überdacht, obwohl dies weder not- 
wendig noch bei vergleichbaren Anlagen üblich ist. 
In den bei den Stallungen gelegenen Räumen der 
Pferdepfleger wurden trotz der Bedenken von Reit- 
stallbesitzern teuere, helle Teppichböden verlegt. Die 
vermeidbaren Mehrkosten haben mehrere Hundert- 
tausend DM betragen. 

Bei den Schießanlagen in Garching wurde — ent- 
gegen dem Raum- und Funktionsprogramm — für 
den Transport der Scheiben eine Spezialanlage ein- 
gebaut, obwohl der Bayerische Sportschützenverband 
als künftiger Träger darauf hingewiesen hatte, daß 
er diese nicht übernehmen werde. Die Anlage wurde 
unmittelbar nach den Spielen durch die auch bei 
internationalen Wettbewerben übliche Scheiben- 
transportanlage ersetzt. Die Mehrkosten haben mehr 
als 400 000 DM betragen. 

Diese Lösungen haben erheblich zur Steigerung der 
Kosten beigetragen. Der Bundesrechnungshof hält 
die Begründung, die Olympia-Baugesellschaft habe 
sich den Forderungen von Sportverbänden beugen 
müssen, nicht für stichhaltig, weil auch für der- 
artige Forderungen eine Grenze durch das Gebot 
gezogen war, die Mittel wirtschaftlich zu verwenden. 

1.6 Zeitdruck 

Der Bundesrechnungshof stimmt dem Bundesminis- 
ter (Schlußbericht B I 2.3.1 und 2.3.2) darin zu, daß 
wegen der kurzen zur Verfügung stehenden Zeit und 
der zu späten Bekanntgabe der Forderungen des 
Organisationskomitees in einigen Fällen Planung 
und Ausführung ineinander greifen mußten. Er ist 
aber der Ansicht, daß sich die nachteiligen Auswir- 
kungen dieser Arbeitsweise vor allem dort ge- 
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zeigt haben, wo wegen der Überbetonung gestalte- 
rischer Vorstellungen zu aufwendige und schwierige 
Konstruktionen gewählt wurden, die mit üblichen 
Mitteln ohnehin nicht kurzfristig bewältigt werden 
konnten. So sind bei den unter dem Zeltdach liegen- 
den drei Hauptsportstätten durch die monatelange 
Verzögerung der Dachplanung Mehrkosten in Höhe 
von nahezu 8 Millionen DM entstanden, weil zu- 
sätzliche Maßnahmen zum Ausgleich des Zeitver- 
lustes angeordnet werden mußten. 

Der Bundesredinungshof ist deshalb der Ansicht, 
daß der Zeitdruck durch die Entscheidung für tech- 
nisch schwierige Lösungen wesentlich verstärkt wor- 
den ist und daß zumindest ein erheblicher Teil der 
Mehrkosten nicht entstanden wäre, wenn die An- 
forderungen an die Gestaltung und Ausstattung der 
Bauwerke stärker auf den zur Verfügung stehenden 
Zeitraum abgestellt worden wären. 

1.7 Allgemeine Preissteigerungen 

Es steht außer Zweifel, daß auch die allgemeine Bau- 
preissteigerung die Kostenentwicklung beeinflußt 
hat. Der Bundesrechnungshof kann aber der Auffas- 
sung des Bundesministers (Schlußbericht B I 2.2.5) 
nicht folgen, daß durch die Preissteigerungen im 
Baugewerbe während des Zeitraumes von 1969 bis 
1972 die Gesamtkosten sich um mehr als 40 v. H. 
erhöht hätten. 

Diese Berechnung wäre nur dann begründet, wenn 
sämtliche Bauarbeiten für die Sportanlagen vier 
Jahre gedauert hätten. Tatsächlich sind jedoch um- 
fangreiche Baumaßnahmen — insbesondere die Roh- 
bauarbeiten — in weit kürzerer Zeit ausgeführt und 
dementsprechend von der allgemeinen Preisentwick- 
lung in wesentlich geringerem Maß betroffen wor- 
den. Im übrigen zeigt ein Vergleich der Zahlen- 
angaben des Bundesministers, daß die Kostenent- 
wicklung sich bei den einzelnen Bauten sehr unter- 
schiedlich vollzogen hat. 

So liegen die Kosten der Sporthalle nur um 13,3 v. H. 
über den im Gesamtkosten- und Finanzierungsplan 
ausgewiesenen Beträgen, die der Reithalle dagegen 
um 132,1 V. H. Dies macht deutlich, daß die ent- 
scheidenden Ursachen der Kostenentwicklung nicht 
in der allgemeinen Preissteigerung, sondern in den 
zuvor erwähnten Gründen lagen. 

2 Technische Eignung 

Trotz des hohen finanziellen Aufwandes sind nicht 
immer technisch einwandfreie Ergebnisse erzielt 
worden. Das Zeltdach über der Sport- und S^chwimm- 
halle weist schwere Schäden auf, weil bauphysika- 
lische Erkenntnisse bei der Planung nicht hinrei- 
chend berücksichtigt und die Auswirkungen der 
Hitzeeinstrahlung durch das aus gestalterischen Er- 
wägungen geforderte lichtdurchlässige Dach bei wei- 
tem unterschätzt worden war. Die Wärmedämm- 
schicht der untergehängten Decken, die das Hallen- 
innere gegen die Dachhaut abgrenzen, wurde da- 
durch so beschädigt, daß sie für mehrere Millionen 
DM erneuert werden mußte; die Olympia-Baugesell- 
schaft hat mehr als 1 Million DM dieser Kosten ge- 
tragen. 


Der Bundesrechnungshof ist der Ansicht, daß die 
an der Planung Beteiligten ihre Sorgfaltspflicht ver- 
letzt haben, well sie trotz früher geäußerter Beden- 
ken die Auswirkungen der Verwendung von licht- 
durchlässigem Material für die Dachhaut nicht hin- 
reichend untersucht hatten. Er hat den Bundesmini- 
ster gebeten, die Schadensersatzfrage zu prüfen. 

über dem Stadion und den angrenzenden Freiflä- 
chen erfüllt das Zeltdach seine Funktion nur unzu- 
reichend, weil einerseits umfangreiche Flächen, die 
keines Witterungsschutzes bedürfen, überdacht sind, 
andererseits aber fast die Hälfte der Plätze im Sta- 
dion ungeschützt bleibt. Außerdem sind trotz der 
Überdachung die vorderen Sitzreihen der Tribüne 
dem Regen ausgesetzt. Wegen des offenen Zwi- 
schenraumes zwischen Dach und Tribünenoberkante 
ergeben sich bei stärkerem Wind für die Tribünen- 
besucher starke Belästigungen durch Zugluft. Zudem 
bildet sich bei ungünstiger Witterung an den Acryl- 
glas-Dachplatten Reif, der nach Erwärmung mit 
Staub vermischt als Schmutzwasser abtropft. 

Durch die Form des Zeltdaches hat sich der Raum- 
inhalt der Sport- und Schwimmhalle weit über das 
für die Nutzung erforderliche Maß hinaus vergrö- 
ßert. Das führt vor allem bei der Schwimmhalle, de- 
ren Außenwände fast ausschließlich aus Glas be- 
stehen, zu ungewöhnlich hohen Betriebskosten. Bei 
der Sporthalle lassen sich wegen ihrer Einbettung 
in das Erdreich zahlreiche Räume, vor allem das 
Restaurant, die Kegelbahnen, die Werkstätten und 
die Traningshalle, nur mit künstlicher Belichtung 
und Belüftung nutzen. Das verursacht einen über- 
durchschnittlich hohen Energieaufwand. 

Das Dach über der Tribüne des Reitstadions ist we- 
gen konstruktiver Mängel undicht. Der Schaden 
konnte trotz umfangreicher Sanierungsarbeiten im 
Sommer 1973 nicht vollständig behoben werden. Zu- 
dem sind zwei Drittel der Sitzreihen trotz des Da- 
ches dem Regen ausgesetzt. Die Olympia-Baugesell- 
schaft und der Freistaat Bayern, der das Stadion 
übernommen hat, haben gegen den Architekten und 
das ausführende Unternehmen wegen der Mängel 
Schadenersatzansprüche erhoben. 

Die Überdachung des Radstadions kann ihren Zweck, 
Radsportveranstaltungen unabhängig von Witte- 
rungseinflüssen zu ermöglichen, nicht ausreichend 
erfüllen, weil Regen bei stärkerem Wind auf Teile 
der Fahrbahn fällt, die dadurch rutschig werden und 
Unfälle verursachen können. 

Der für die Außenbauteile der Zentralen Hochschul- 
sportanlage (ZHS) verwendete Corten-Stahl, bei dem 
durch Bildung einer Schutzrostschicht eine weitere 
Korrosion verhindert und zusätzliche Schutzanstriche 
entbehrlich gemacht werden sollen, zeigt an verschie- 
denen Stellen übermäßige Rostschuppen, die abfallen 
und dadurch die Konstruktion schwächen. Zudem hat 
das mit abgewaschenen Rostteilchen vermischte Re- 
genwasser die Bodenbeläge unterhalb sämtlicher 
Fassaden rostbraun geätzt. Die Schäden sind entstan- 
den, weil die besonderen Eigenschaften des Corten- 
Stahls bei der Planung nicht genügend berücksichtigt 
worden waren. 

Die Hauptbaukörper der ZHS werden in zwei Ebe- 
nen durch begehbare Terrassendächer verbunden, 
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die mit Travertinplatten belegt worden sind. Dieses 
Material ist als Bodenbelag nicht geeignet, weil es 
frostempfindlich ist und im Winter wegen seiner 
Empfindlichkeit gegen Streusalz nur schwer tritt- 
sicher gemacht werden kann. Im Herbst 1973 waren 
bereits 20 v. H. der teueren Platten durch mecha- 
nische Belastung und Frost zerstört. 

Wegen der großflächigen Verglasung der Fassaden 
im Zentralbau der ZHS herrschten in den Räumen 
der Eingangsebene während der Sommermonate 
trotz des Einbaues aufwendiger Klimaanlagen Tem- 
peraturen von mehr als 30°. Erst der nachträgliche 
Einbau von Sonnenschutzeinrichtungen ermöglichte 
eine ungehinderte Nutzung. 

Die Olympia-Baugesellschaft hat Maßnahmen einge- 
leitet, um die Schäden an der ZHS — soweit möglich 
— beseitigen zu lassen. 

Der Bundesrechnungshof führt die geschilderten 
Mängel darauf zurück, daß — überwiegend aus ge- 
stalterischen Erwägungen — nicht ausreichend er- 
probte oder zu schwierige Lösungen gewählt worden 
sind, die in der kurzen für die Vorbereitung und 
Ausführung zur Verfügung stehenden Zeit kaum 
einwandfrei verwirklicht werden konnten. Er ist der 
Ansicht, daß diese Nachteile bei der Entscheidung 
für die aufwendige Ausführung voraussehbar wa- 
ren und daß zumindest ein Teil der Mängel 
durch die Wahl einfacherer Konstruktionen, aber 
auch durch sorgfältigere Prüfung der Pläne hätte 
vermieden werden können, 

3 Nacholympische Nutzung 

Die im Schlußbericht (TeilE) erwähnten Bemühungen, 
bei der Planung der Sportanlagen ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen der Zweckbestimmung für die 
Olympischen Spiele 1972 und den Erfordernissen 
der Dauernutzung zu gewährleisten, sind nicht im- 
mer erfolgreich gewesen, weil nicht eingehend ge- 
nug untersucht worden war, ob und in welchem Um- 
fang auch nach den Spielen noch Bedarf bestehen 
würde. 

Dies gilt besonders für das zunächst als Provisorium 
auf dem Oberwiesenfeld vorgesehene Reitstadion, 
das erst nach einem 1971 gefaßten Beschluß des 
Organisationskomitees als Daueranlage mit 20 000 
Zuschauerplätzen errichtet wurde. Die Anlage ist 
bisher kaum benutzt worden. Im Jahr 1973 fanden 
lediglich drei unbedeutende Veranstaltungen, von 
denen eine nicht einmal dem Reitsport diente, und 
in den Jahren 1974 und 1975 nur jeweils ein bedeu- 
tender Reitwettbewerb statt. 

Der Bundesrechnungshof kann sich die Auffassung 
des Bundesministers (Schlußbericht E I 3.1), daß es 
sich bei der geringen Nutzung lediglich um Anlauf- 
schwierigkeiten handele, nicht anschließen. Er ist der 
Ansicht, daß für eine Daueranlage von vornherein 
kein Bedarf bestand, weil für die bedeutenden Pfer- 
desportveranstaltungen in der Bundesrepublik tra- 
ditionsreiche Austragunsorte in genügender Zahl 
vorhanden sind. 

Sinngemäß das gleiche gilt für die Tribüne der Re- 
gattastrecke in Feldmoching, die für mehr als 24 000 


Zuschauer errichtet wurde. Sie wurde nur an einem 
Veranstaltungstag während der Olympischen Spiele 
voll genutzt. Bei den wenigen Veranstaltungen in 
den Folgejahren, zu denen auch Deutsche Meister- 
schaften gehörten, wurden im Höchstfall rd. 6 500 
zahlende Besucher gezählt. Auch hier hätte voraus- 
gesehen werden können, daß es nicht möglich sein 
würde, eine derart große Zuschaueranlage nach den 
Spielen angemessen zu nutzen. 

Lediglich bei dem für 17,7 Millionen DM errichteten 
Radstadion, in dem fast nur die im Innenraum ein- 
gebauten Tennisplätze genutzt werden, konnte nicht 
erwartet werden, daß der Bayerische Radsportver- 
band seine Zusage, die Anlage als Leistungszentrum 
zu betreiben, zurücknehmen werde. 

Andere Sportstätten sind für die nacholympische 
Nutzung nicht zweckmäßig genug. So läßt die Anord- 
nung und Aufteilung der Zugänge und Zuschauer- 
plätze in dem vor allem für Fußballspiele genutzten 
Olympiastadion eine nur abschnittsweise Belegung 
bei geringer besuchten Veranstaltungen nicht zu, 
obwohl dies wegen der erheblichen Unterschiede der 
Besucherzahlen — zwischen 2 000 und 70 000 — 
durchaus zweckmäßig wäre. Die bis zu 14 000 Per- 
sonen fassende Sporthalle hat nur einen einzigen 
großen Zuschauerraum, der nicht den unterschied- 
lichen Besucherzahlen verschiedener Veranstaltun- 
gen entsprechend aufgegliedert werden kann. Sie 
läßt sich deshalb nur für Großveranstaltungen nut- 
zen. Das Fehlen zusätzlicher Räume geringerer Grö- 
ße, wie sie bei anderen Mehrzweckhallen üblich 
sind, schließt zudem die gleichzeitige Abhaltung 
mehrerer Veranstaltungen unterschiedlicher Art und 
Größe aus. Andererseits konnte die für 5,7 Millionen 
DM errichtete kleine Sporthalle neben dem Stadion, 
die während der Olympischen Spiele als Aufwärme- 
halle diente und die sich wegen ihrer Ausstattung 
gut für kleinere Leichtathletikveranstaltungen eig- 
net, bisher nicht zweckentsprechend genutzt werden, 
weil bei der Planung keine Zuschauerplätze vorge- 
sehen worden waren und die Halle der Versamm- 
lungsstätten-Verordnung nicht entsprach. 

Der Bundesrechnungshof ist deshalb zusammenfas- 
send der Ansicht, daß bei der Planung einiger Sport- 
stätten die Überlegungen über eine möglichst zweck- 
mäßige und wirtschaftliche Dauernutzung zu stark 
hinter dem Streben nach einer besonders repräsen- 
tativen Gestaltung zurückgetreten sind. 


II. Baumaßnahmen in Kiel 


1 Gesamtkosten 

Die Zahlenangaben im Schlußbericht (B I 3. 1) decken 
sich nicht mit den Feststellungen des Bundesrech- 
nungshofes. In den auf 81,212 Millionen DM bezif- 
ferten Ausgaben für die Sportanlagen und die äuße- 
re Erschließung sind auch Kosten, mit denen die Kon- 
sorten Bund und Land nicht belastet werden durften, 
sowie Ansätze für Leistungen enthalten, die nicht 
erbracht worden sind. 
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Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, daß die 
Stadt Kiel den Konsorten die Baukosten einschließ- 
lich der Umsatzsteuer in Rechnung gestellt hatte, 
obwohl sie hinsichtlich der Ausgaben für die 
Schwimmhalle, die Bootshalle Nord und die Hafen- 
meisterei zum Vorsteuerabzug berechtigt war und 
die von den Finanzbehörden erstattete Umsatz- 
steuer von rd. 1,025 Millionen DM für sich verein- 
nahmt hatte. Er hat deshalb den Bundesminister 
gebeten, die Abrechnung berichtigen zu lassen. Die 
Stadt Kiel hat inzwischen zugesagt, die den beiden 
anderen Gebietskörperschaften zusteheniden Beträ- 
ge Anfang 1976 zu erstatten. 

Außerdem werden die in der Gesamtkostenaufstel- 
lung enthaltenen Beträge für die Anlage eines 
Trainingsrasens 

— 100 000 DM — und das Aufstellen eines Baube- 

richtes 

— 45 000 DM — nicht in Anspruch genommen. 

Die Gesamtausgaben für Sportanlagen und äußere 
Erschließung sinken dadurch auf 80,042 Millionen 
DM; die Belastung des Bundes mindert sich um rd. 
585 000 DM. 


2 Ursachen der Kostenentwicklung 

Der Bundesrechnungshof beurteilt die Ursachen der 
Kostenentwicklung auch hier anders als der Bundes- 
minister. 

2.1 Veranschlagung 

Den erstmals im Konsortialvertrag vom 16. April 
1969 ausgewiesenen Kosten lagen bereits Vorent- 
wurfspläne und Kostenvoranschläge für die Mehr- 
zahl der Baumaßnahmen im Olympia-Zentrum zu- 
grunde. Damit waren für eine Veranschlagung gün- 
stigere Voraussetzungen als in München gegeben. 
Dennoch sind die Kosten unzutreffend ermittelt wor- 
den, weil für zahlreiche Anlagen die Preise früherer 
Bauten ohne Rücksicht darauf zugrunde gelegt wor- 
den waren, daß infolge der Besonderheiten der Ge- 
staltung, des weit aufwendigeren Ausbaues und 
des Zeitdruckes erhebliche Kostensteigerungen ent- 
stehen mußten. Dementsprechend liegen die Kosten 
der Bootshalle Süd um 242 v. H., der Bootshalle Nord 
um 158 V. H. und der Schwimmhalle um 113 v. H. 
über den veranschlagten Raummeterpreisen. _ 

Der Bundesrechnungshof kann sich der Ansicht des 
Bundesministers (Schlußbericht B I 3.3.1) nicht an- 
schließen, daß die finanziellen Auswirkungen der 
Konstruktion der Bootshalle Süd erst mit der Kon- 
kretisierung der Planung erkennbar geworden seien. 
Denn die Besonderheiten dieses Bauwerks und die 
dadurch bedingten technischen Schwierigkeiten er- 
gaben sich bereits eindeutig aus den Vorentwürfen. 

Andererseits wurde bei den Hafenanlagen und der 
Uferpromenade vom Olympiahafen zum Oslo-Kai 
der erforderliche Aufwand erheblich unterschätzt, 
weil zum Zeitpunkt der Veranschlagung noch keine 
klaren Vorstellungen über Art und Umfang der aus- 
zuführenden Arbeiten bestanden. 


Der Bundesrechnungshof kann deshalb die Ansicht 
des Bundesministers (Schlußbericht B I 3.2.1), die 
Kosten seien sorgfältig geschätzt worden, nicht tei- 
len. Er kommt vielmehr zu dem Ergebnis, daß — 
ebenso wie bei den Baumaßnahmen in München — 
auch hier unzulänglich veranschlagt worden ist und 
daß deshalb die finanzielle Tragweite der Ent- 
scheidungen über die Herstellung der Bauwerke 
und dementsprechend die Höhe der Verpflichtungen 
der Konsorten nicht rechtzeitig zutreffend einge- 
schätzt worden sind. 

2.2 Aufwand 

Auch in Kiel wurde die Kostenentwicklung wesent- 
lich durch den Aufwand bestimmt, mit dem das Bau- 
programm erfüllt wurde. Der Bundesrechnungshof 
führt hierzu folgende Beispiele an: 

Im Programm für den Architektenwettbewerb war 
für die Eröffnungs- und Schlußkundgebung der Se- 
gelwettbewerbe ein Feierplatz mit 1 000 Sitzplätzen 
vorgesehen; die übrigen Zuschauer sollten auf den 
Landliegeplätzen der Boote untergebracht werden. 
Gebaut wurde jedoch, ohne daß zwingende Forde- 
rungen des Organisationskomitees dies erforderlich 
machten, ein Feierplatz mit einem Fassungsver- 
mögen von 20 000 Zuschauern. Die Vergrößerung 
des Platzes bedingte zugleich den Abbruch des noch 
neuwertigen Hafenmeistergebäudes, das im Jahre 
1965 für rd. 265 000 DM errichtet und dessen Erhal- 
tung in den Wettbewerbsunterlagen ausdrücklich 
gefordert worden war. Der Bau eines neuen Ge- 
bäudes, das nur etwa 50 Quadratmeter Nutzfläche 
aufweist, hat einschließlich der Aufwendungen für 
Provisiorien während der Bauzeit 600 000 DM ge- 
kostet. Für Gründungsarbeiten an der Hafenmole, 
die zur Errichtung des Gebäudes erforderlich waren, 
wurden weitere 300 000 DM aufgewendet, so daß die 
Gesamtkosten ohne Berücksichtigung des durch den 
Abbruch entstandenen Wertverlustes insgesamt 
900 000 DM betragen haben. 

Der Bundesrechnungshof sieht diese Maßnahme als 
bei weitem zu aufwendig an, zumal die Veranstal- 
tungen auf dem Feierplatz keineswegs die Bedeu- 
tung der Eröffnungs- und Schlußfeier in München 
hatten. 

Für den zusätzlichen Ausbau der Uferpromenade 
vom Hafen Schilksee bis zum Leuchtturm Bülk, den 
der Konsortialausschuß erst am 30. Oktober 1970 
beschlossen hat, wurden 1,8 Millionen DM aufge- 
wendet. Entgegen der Begründung im Beschluß dien- 
te diese Maßnahme nicht der Schaffung zusätzlicher 
Zuschauerplätze, sondern lediglich der Verbesserung 
des Zuganges zu Grundstücksflächen, die bei Segel- 
veranstaltungen seit jeher als Zuschauerplätze ge- 
nutzt wurden. 

Der Bundesrechnungshof sieht deshalb den Auf- 
wand für nur zehn Veranstaltungstage als nicht ge- 
rechtfertigt an. Er hat zudem festgestellt, daß die 
Promenade trotz der hohen Kosten technische Män- 
gel aufweist, die bereits Nachbesserungen erforder- 
lich gemacht haben und für die Zukunft eine Sub- 
stanzgefährdung erwarten lassen. 


9 


Drucksache 1IA2S1 


Deutscher Bundestag — 7, Wahlperiode 


Audi die Gestaltung der Bauwerke hat einen un- 
nötig hohen Aufwand verursacht. Die Außenflächen 
der Hochbauten waren aus gestalterischen Erwägun- 
gen in Sichtbeton ausgeführt worden, dessen Her- 
stellung wegen der außergewöhnlichen Qualitäts- 
anforderungen sehr hohe Kosten verursacht hatte. 
Trotzdem wurden sämtliche Flächen nachträglich mit 
einem grauen Anstrich versehen, der zusätzlich 
153 000 DM gekostet hat. Aus der Niederschrift 
über die Sitzung des Konsortialausschusses vom 
30. Oktober 1970 geht hervor, daß die Änderung 
nur deshalb angeordnet wurde, weil die Architekten 
nachträglich den Sichtbeton als unbefriedigende Lö- 
sung empfunden hatten. 

Beim Innenausbau hat das Streben der Architekten 
nach außergewöhnlichen Lösungen dazu geführt, daß 
auch einfache Bauteile von untergeordneter Bedeu- 
tung als Sonderanfertigung geplant und hergestellt 
worden sind. Die Vorschläge der Planer wiesen zu- 
dem in zahlreichen Fällen einen so hohen Schwierig- 
keitsgrad auf, daß die für die Ausführung vorgese- 
henen Unternehmen nicht in der Lage waren, die 
Leistungen zu üblichen Preisen und innerhalb an- 
gemessener Fristen zu erbringen. Obwohl die mit 
der Bauüberwachung beauftragte Gesellschaft und 
die Bauunternehmer auf die Schwierigkeiten und 
die außerordentlich hohen Kosten der geforderten 
Leistungen hingewiesen hatten, wurde ihren An- 
regungen kaum Rechnung getragen. Das hatte zur 
Folge, daß z. B. für die Innentüren in der Schwimm- 
halle, die lediglich normalen Nutzungsanforderun- 
gen zu genügen hatten, mehr als das Vierfache der 
üblichen Preise gezahlt werden mußte. Die Verwirk- 
lichung der gestalterischen Ideen hat mit dazu bei- 
getragen, daß die Kosten der Schwimmhalle, die 
von vornherein für die nacholympische Nutzung als 
kommunales Hallenbad geplant worden war, mit 
mehr als 400 DM je Raummeter doppelt so hoch sind 
wie die vergleichbarer Hallenbäder in Schleswig- 
Holstein. 

Der Bundes re chnungshof ist der Ansicht, daß die Ko- 
sten durch eine einfachere Planung wesentlich hät- 
ten vermindert werden können, ohne daß dadurch 
die angestrebte repräsentative Wirkung und die 
Eignung für die nacholympische Nutzung beein- 
trächtigt worden wären. Auf diese Weise wäre auch 
der Zeitdruck, unter dem die Baumaßnahmen stan- 
den, vermindert worden. 

2.3 Zeitdruck — Baupreissteigerungen 

Die allgemeine Baupreisentwicklung hat sich auch 
in Kiel ausgewirkt. Der Bundesrechnungshof kann 
aber der Darstellung des Bundesministers im Schluß- 
bericht (B I 3.2.3) nicht folgen, daß der Planungsbe- 
ginn in Kiel erst ein Jahr später als in München 
möglich gewesen und deshalb die Bauausführung 
von den Auswirkungen der Hochkonjunktur be- 
sonders stark betroffen worden sei. Tatsächlich hat 
die Planung in Kiel bereits sechs Monate nach der 
Auftragserteilung an die Architekten in München 
eingesetzt. Für die Baumaßnahmen an beiden Orten 
stand deshalb — bei einem wesentlich geringeren 
Leistungsumfang in Kiel — nahezu der gleiche Zeit- 
raum zur Verfügung. Im übrigen zeigen auch hier 


die sehr unterschiedlichen Steigerungsraten bei den 
einzelnen Bauten, daß die allgemeine Baupreisent- 
wicklung weder die ausschließliche noch die über- 
wiegende Ursache für die Kostensteigerung war. 

3 Baumaßnahmen nach den Olympischen Spielen 

Die für das olympiabegingte Bauprogramm ohne die 
kulturellen Einrichtungen veranschlagten 82,2 Milli- 
onen DM, die in der letzten Fortschreibung der Ge- 
samtkostenaufstellung vor den Olympischen Spielen 
ausgewiesen worden waren, wurden nicht in voller 
Höhe für die vorgesehenen Zwecke benötigt. Die 
Unterschreitung der veranschlagten Beträge ist al- 
lerdings nicht — wie vom Bundesminister angegeben 
(B I 3.4) — auf Einsparungen, also auf kosten- 
senkende Maßnahmen während der Bauausführung, 
sondern allein darauf zurückzuführen, daß nach Be- 
kanntwerden der anfänglichen Fehleinschätzungen 
in den Jahren 1971 und 1972 die Ansätze stärker 
erhöht worden sind, als es zur Abdeckung der noch 
zu erwartenden Kosten und Risiken erforderlich war. 
Sogar der offen ausgewiesene Ansatz für Unvorher- 
gesehenes, der zunächst mit 5 v. H. der Baukosten 
ausreichend bemessen worden war, ist am 16. Ja- 
nuar 1971 noch auf 7,6 v. H. angehoben worden, 
obwohl zu diesem Zeitpunkt die Verbindlichkeiten 
schon so genau beurteilt werden konnten, daß es ei- 
ner Erhöhung der Reserven nicht mehr bedurfte. 

Nachdem die Abrechnungsergebnisse gezeigt hat- 
ten, daß der veranschlagte Betrag unterschritten 
werden würde, hat der Konsortialausschuß beschlos- 
sen, die noch verfügbaren Mittel für zusätzliche Bau- 
maßnahmen auszugeben, die im Bauprogramm nicht 
vorgesehen gewesen waren. Aufgrund eines von 
der Stadt Kiel aufgestellten „Maßnahmenkataloges" 
hat er am 6. Februar 1973 u. a. für einen Erweite- 
rungsbau zur Schwimmhalle mit einem zweiten 
Becken 1,3 Millionen DM bewilligt. 

Der Bundesrechnungshof kann der Darstellung des 
Bundesministers im Schlußbericht (B I 3.4) nicht bei- 
treten, daß es sich hier um eine von vornherein 
beabsichtigte Maßnahme gehandelt habe, die ledig- 
lich aus technischen Gründen, wegen des Termin- 
drucks und der Unsicherheit über die verfügbaren 
Mittel zurückgestellt worden sei. Er hält auch die 
Angabe für unzutreffend, daß das zweite Becken 
erforderlich sei, damit die Schwimmhalle gleichzei- 
tig von der Öffentlichkeit sowie den Sportlern des 
Leistungszentrums und der Universität genutzt wer- 
den könne. 

Das Raum- und Funktionsprogramm für die Bau- 
maßnahmen, das mit dem Olympischen Komitee, 
den Sportverbänden und den zuständigen Fachäm- 
tern der Stadt abgestimmt worden war, sah näm- 
lich von vornherein ein Mehrzweckbecken von 
12,5X25 m Größe vor, wobei sich alle Beteiligten 
darüber einig waren, daß ein Becken dieser bei 
einem normalen Hallenbad üblichen Größe weder 
für die Segelwettbewerbe noch für den späteren 
Betrieb des Leistungszentrums, sondern überwie- 
gend für die öffentliche Nutzung nach den Spielen 
benötigt werden würde. Das Sportamt der Stadt 
Kiel hatte dazu sogar festgestellt, daß diese Bek- 
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kengröße bei gleichzeitiger Nutzung durch die öf- 
fentlichkeit und Leistungssportler auch unter Be- 
rücksichtigung des Bevölkerungswachstums bis zum 
Jahre 1985 allen Anforderungen genügen werde. 
Der möglichst zweckmäßigen Nutzung durch Lei- 
stungssportler und die Öffentlichkeit wurde in tech- 
nischer Hinsicht zudem dadurch Rechnung getragen, 
daß mit einem Kostenaufwand von 73 000 DM ein 
hydraulischer Hubboden in das Becken eingebaut 
wurde, der eine variable Aufteilung für Schwimmer 
und Nichtschwimmer gestattet. 

Die im Konsortialvertrag vorgesehene Möglichkeit 
einer sinnvollen Dauernutzung ist demnach bei der 
Planung der Schwimmhalle in vollem Umfange be- 
rücksichtigt und noch vor den Olympischen Spielen 
verwirklicht worden. Eine darüber hinausgehende 
Erweiterung der Schwimmhalle war weder in den 
Plänen noch in den Kostenvoranschlägen vorgese- 
hen. Sie ist auch in den bis zur Durchführung der 
Segelwettbewerbe geführten Konsortialgesprächen 
über die zweckmäßige nacholympische Nutzung nie 
erörtert, sondern erstmals im Jahre 1973 von der 
Stadt vorgeschlagen worden, nachdem sich heraus- 
gestellt hatte, daß das Bad wegen seiner guten Aus- 
stattung auch von Bewohnern der umliegenden Ge- 
meinden erheblich in Anspruch genommen wurde. 
Im übrigen wird das zweite Becken als Lehr- 
schwimmbecken mit geringer Wassertiefe errichtet. 
Es ist deshalb weder für das Training von Hochlei- 
stungssportlern geeignet noch bietet es die Mög- 
lichkeit, die Schwimmer unter den Badegästen auf 
das Entlastungsbecken zu verweisen, wenn das er- 
ste Becken für Hochleistungssportler benötigt wird. 

Auch die anderen im Schlußbericht erwähnten zu- 
sätzlichen Baumaßnahmen waren weder in den Ko- 
stenanschlägen ausgewiesen noch in den Konsortial- 
gesprächen vor dem Jahre 1973 als für die nach- 
olympische Nutzung erforderlich angesehen worden. 

Die Vertreter des Bundes haben dementsprechend 
in den vorbereitenden Gesprächen und in der Sit- 
zung des Konsortialausschusses vom 6. Februar 1973 
zunächst zutreffend die Ansicht vertreten, daß alle 
zusätzlich geforderten Maßnahmen nicht olympia- 
bedingt seien; sie haben sogar erklärt, es bestün- 
den keine Zweifel daran, daß die Erweiterung der 
Schwimmhalle nicht olympiabedingt sei. Trotzdem 
haben sie später den Forderungen der Stadt zuge- 
stimmt. 

Der Bundesrechnungshof sieht keine Gründe, die 
einen derartigen Wandel der Auffassung rechtferti- 
gen könnten. Er ist der Ansicht, daß auch die Neu- 
fassung des Konsortialvertrages vom 29. Juni 1972 
die Entscheidung nicht deckte. Nach Artikel 3 Abs. 2 
des Vertrages sollten zwar die Sportanlagen für die 
Segelwettbewerbe die Voraussetzungen für eine- 
sinnvolle und möglichst wirtschaftli^e Dauernut- 
zung bieten. Diese Vereinbarung rechtfertige es 
aber lediglich die für die Wettbewerbe erforder- 
lichen Anlagen so auszugestalten, daß die nach- 
olympische Nutzung ermöglicht oder verbessert 
wurde. Sie bot dagegen keine Grundlage für zusätz- 
liche Maßnahmen, die erst nach' den Olympischen 
Spielen ohne Beziehung zu den Segelwettbewerben 
und dem dafür festgelegten Bauprogramm aus- 


schließlich für Zwecke der nacholympischen Nut- 
zung getroffen wurden. Dementsprechend hält der 
Bundesrechnungshof die Verwendung der Zuwen- 
dungen des Bundes für die nachträglich bewilligten 
Maßnahmen nicht für bestimmungsgemäß. Außer- 
dem sieht er in der nachträglichen Bewilligung 
einen Verstoß gegen den Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 2. März 1972, nach dem keine 
weiteren Anforderungen an das olympiabedingte 
Bauprogramm akzeptiert werden sollten. 


4 Baumaßnahmen für kulturelle Einrichtungen 

Der Bundesminister hat im Schlußbericht (B I 3.1) 
behauptet, die von den Konsorten getragenen Ko- 
sten für den Wiederaufbau des Stadttheaters ein- 
schließlich der Außenanlagen hätten 12,8 Millionen 
DM betragen. Dem steht die Feststellung des Bun- 
desrechnungshofes entgegen, daß nur rd. 10,6 Mil- 
lionen DM für den Ausbau des Theaters, die rest- 
lichen 2,2 Millionen DM dagegen für die Umgestal- 
tung des Rathausplatzes aufgewendet worden sind. 

Die Stadt Kiel hatte im November 1968 Erwägun- 
gen darüber angestellt, daß auch auf dem Haupt- 
platz der Stadt ein Olympisches Feuer brennen 
sollte. Als die dafür am besten geeignete Stätte 
hatte sie den Rathausplatz vorgesehen und zugleich 
die Erwartung geäußert, daß durch die Einbeziehung 
des Platzes in das Olympische Programm die Mög- 
lichkeit eröffnet werde, den ohnehin beabsichtigten 
Ausbau aus Konsortialmitteln zu finanzieren. 

Die Vertreter des Bundes im Konsortialausschuß 
hatten gegen diese Absicht zunächst Bedenken erho- 
ben, sich aber auf einen Vorschlag des Vorsitzen- 
den des Konsortialausschusses, die Aufwendungen 
„unter den Kosten für die Außenanlagen des Stadt- 
theaters zu deklarieren", dahin geäußert, daß der 
Versuch gemacht werden könne, die Kosten mit 
dem Theaterausbau in Zusammenhang zu bringen. 

Die Stadt hat daraufhin eine Kostenbeteiligung des 
Bundes mit der Begründung beantragt, in dem be- 
reits abgeschlossenen Kostenanschlag für den Wie- 
deraufbau des Theaters seien die Kosten für die 
„Gestaltung der Außenanlagen" noch nicht enthal- 
ten gewesen. 

Der Konsortialausschuß hat am 25. Februar 1970 
beschlossen, die Kosten für den Ausbau des „Thea- 
tervorplatzes" bis zu einem Betrag von 2 Millionen 
DM gemeinschaftlich zu finanzieren. Die Stadt hat 
daraufhin den Rathausplatz ausgebaut und wesent- 
lich umgestaltet. Die Gesamtkosten haben mehr als 
2,5 Millionen DM betragen; davon hat die Stadt 
außer ihrem Konsortialanteil weitere 370 000 DM 
getragen. 

Der Ausbau diente nicht den Außenanlagen des 
Theaters, sondern ausschließlich der Herstellung 
eines repräsentativen Platzes, der als selbständige 
bauliche Anlage auch nach den Olympischen Segel- 
wettbewerben in allen Karten und auf den Stra- 
ßenschildern als Rathausplatz bezeichnet wird. Er 
grenzt zwar mit seiner Südostseite an eine Außen- 
front des Theaters an. Er war und ist aber weder 
von seiner Größe und Form noch von seiner Nut- 
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zung her für den Theaterbetrieb erforderlidi oder 
von Bedeutung, zumal sich der Haupteingang des 
Theaters auf einer dem Platz abgewandten Seite 
dieses Bauwerkes befindet. 

Der Bundesredinungshof hält deshalb die Darstel- 
lung, die der Bundesminister dem Deutschen Bun- 


destag gegeben hat, für falsch. Er ist zudem der 
Ansicht, daß der Ausbau des Platzes nicht für die 
Segelwettbewerbe und die kulturellen Veranstal- 
tungen erforderlich und daß dementsprechend eine 
Konsortialfinanzierung dieser Baumaßnahme nicht 
gerechtfertigt war. 


C. Konsortialvertrag über den Bau und die Finanzierung sowie die 

Trägerschaft und die Folgekosten der Sportanlagen und Einrichtungen für 
die Olympischen Spiele 1972 in München 


Finanzierung der oiympiabedingten Aniagen 
in München 

1 

Das Bundeskabinett und der Deutsche Bundestag ha- 
ben im Dezember 1965 und im Februar 1966 die Be- 
werbung der Stadt München um die Ausrichtung 
der Olympischen Spiele 1972 unterstützt und zu- 
gestimmt, daß sich der Bund an den Kosten mit 
einem Drittel beteiligt, soweit sie nicht aus Sonder- 
finanzierungsmitteln gedeckt würden (Drucksache 
VI/382 — B II 1.1.1). 

Im Konsortialvertrag vom 10. Juli 1967 (KV) haben 
dann der Bund, der Freistaat Bayern und die Stadt 
München vereinbart, daß sie den Bau der notwen- 
digen Anlagen in München in vertrauensvollem Zu- 
sammenwirken fördern und die Kosten, die nach 
dem damaligen Preisstand auf 520 Millionen DM 
begrenzt wurden, entsprechend den Beschlüssen von 
Bundesregierung und Bundestag zu gleichen Teilen 
übernehmen würden (KV Artikel 1 und 2). Gleich- 
zeitig verpflichteten sich die Konsorten umgehend 
Verhandlungen aufzunehmen, sobald sich unabweis- 
bare Kostensteigerungen abzeichnen würden 
(Schlußbericht A. II). 

2 

Bereits nach der Kostenvorschau aufgrund eines 
Architekten-Wettbewerbes rechneten im Februar 
1968 die Beteiligten für die Investitionen in Mün- 
chen mit einer Erhöhung der Kosten auf 801 Mil- 
lionen DM. Der Freistaat Bayern regte daraufhin 
am 12. Juli 1968 beim Bundesminister an, die Ko- 
sten anders aufzuteilen mit dem Ziel, den Anteil 
des Bundes auf die Hälfte zu erhöhen. Er begrün- 
dete diesen Antrag damit, daß die Kosten auf 
mehr als 800 Millionen DM gestiegen seien, daß die 
nationale und repräsentative Bedeutung der Spiele 
für den Gesamtstaat eine solche Änderung recht- 
fertige und daß das Verhältnis, in dem die Fi- 
nanzkraft der Konsorten zueinander stehe, dies auch 
zumutbar erscheinen lasse. 

3 

In Übereinstimmung mit dem Beschluß des Haus- 
haltsausschusses des Deutschen Bundestages vom 


25. September 1968 und dem Schriftlichen Bericht 
des Innenausschusses vom 12. November 1968 
(Drucksache V/3789), lehnte die Bundesregierung 
eine solche Änderung ab. Sie erklärte sich jedoch 
bereit, den Einsatz von Sonderfinanzierungsmitteln 
nach Kräften zu fördern und den Anteil des Bundes 
an der Finanzierung der U-Bahn-Olympialinie auf 
50 V. H. derjenigen Investitionskosten zu erhöhen, 
die nach den damaligen Richtlinien für Bundeszu- 
wendungen zur Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse in den Gemeinden vom 12. Mai 1967 zuwen- 
dungsfähig waren. 

4 

Der Bundesminister führte in seinem Schreiben vom 
29. Januar 1969 an den Bayerischen Ministerpräsi- 
denten sinngemäß aus, sowohl das Bundeskabinett 
als auch der Deutsche Bundestag seien, als sie der 
Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der 
Spiele zustimmten, davon ausgegangen, daß Bund, 
Land und Stadt zu gleichen Teilen die Kosten tra- 
gen. Auch der Konsortialvertrag vom 10. Juli 1967 
beruhe hierauf. Eine Klausel, nach der sich die Kon- 
sorten Vorbehalten hätten unter bestimmten Vor- 
aussetzungen, insbesondere im Falle unabweisbarer 
Kostensteigerungen, über den Aufteilungsschlüssel 
erneut zu verhandeln, enthalte der Vertrag nicht. 
Eine Änderung des Schlüssels setze voraus, daß 
Umstände eintreten, die als Wegfall der Vertrags- 
und Geschäftsgrundlage angesehen werden müßten. 
Derartige Umstände vermöge die Bundesregierung 
jedoch nicht zu erkennen. 

Der Bundesminister führte weiter aus, nach Ärtikel 2 
Satz 1 des Konsortialvertrages sollten die endgül- 
tigen Kosten 520 Millionen DM nicht überschreiten. 
Die finanzielle Belastung, die jeder der Konsorten 
übernommen habe, betrage demnach rd. 173 Millio- 
nen DM. Die Konsorten hätten zwar damit gerech- 
net, durch Sonderfinanzierungsmittel entlastet zu 
werden, die Höhe der Entlastung sei aber noch völ- 
lig ungewiß gewesen. Äußerdem seien Ärt und Äus- 
maß der Gestaltung des Oberwiesenfeldes im Zeit- 
punkt des Vertragsabschlusses weitgehend offen und 
kostenmäßig nur in Umrissen zu erfassen gewesen. 
Es habe durchaus im Bereich der voraussehbaren 
Möglichkeit gelegen, daß das Ergebnis des Wett- 
bewerbs und die Konkretisierung der Planungen 
dazu führen würden können, die Äusgangsbelastung 
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der Konsorten um 25 v. H. bis 30 v. H. ansteigen 
zu lassen. 

Schließlich sei der Grund für die Beteiligung des 
Bundes überhaupt gewesen, daß die Ausrichtung 
der Olympischen Spiele 1972 eine Aufgabe darsteile, 
die auch der gesamtstaatlichen und nationalen Re- 
präsentation in hohem Maße diene. Die Bundesregie- 
rung sei der Auffassung, daß auch das Ausmaß ihrer 
Beteiligung verfassungsrechtlichen Gegebenheiten 
entspreche und dies bei Abschluß der Grundsatzver- 
einbarungen und des Konsortialvertrages von allen 
Partnern anerkannt worden sei. Die verfassungs- 
rechtliche Situation habe sich bis heute nicht geän- 
dert. 

5 

Der Bayerische Ministerpräsident machte am 29. Ok- 
tober 1969 erneut auf die stetig steigende Kosten 
aufmerksam. Er bezog sich auf Fernschreiben des 
damaligen Bundesministers der Finanzen vom 15. 
Oktober 1969 und vom 17. Oktober 1969, in denen 
nunmehr die grundsätzliche Bereitschaft des Bundes 
enthalten sei, statt eines Drittels die Hälfte der Ko- 
sten zu übernehmen. 

6.1 

Der Bundesminister des Innern sprach sich daraufhin 
am 3. Dezember 1969 in einer Besprechung mit dem 
Bundeskanzler und dem Bundesminister der Finan- 
zen dafür aus, den Wünschen des Bayerischen Mi- 
nisterpräsidenten nachzugeben und die Hälfte der 
Kosten zu übernehmen. In einem Gespräch der Kon- 
sortialpartner am 17. Dezember 1969 erklärten sich 
die Vertreter des Bundes bereit, dafür einzutreten, 
daß der Bund seinen Anteil an den olympiabeding- 
ten Investitionskosten auf die Hälfte erhöht (Druck- 
sache VI/382 — B II 1.1.3). 

6.2 

Die Bundesregierung begründete in ihrem Bericht 
vom 12. Februar 1970 ihre Absicht, den Finanzie- 
rungsanteil des Bundes auf 50 v. H. zu erhöhen, ge- 
genüber dem Bundestag damit, daß die Inanspruch- 
nahme der Konsorten die Ausgangsbelastung sonst 
um mehr als 100 v. H. überschreiten werde, und daß 
der damalige Bundesminister der Finanzen schon 
im Oktober 1969 entsprechende Erwartungen ge- 
weckt habe. Der Bundestag nahm diesen Bericht am 


4. Juni 1970 zustimmend zur Kenntnis (Protokoll 
über die 56. Sitzung des Deutschen Bundestages, 

5. 3065 D — 6. Wahlperiode — und Drucksache 
VI/852). 

6.3 

Der Deutsche Bundestag ersuchte am 2. März 1972 
die Bundesregierung u. a., ihn vor Abschluß des 
geänderten Vertragswerks über die Gesamtfinanzie- 
rung der Olympischen Spiele 1972 zu hören. Dies 
ist nicht geschehen. Der Bundesminister hat am 
29. Juni 1972 die Verträge unterschrieben, allerdings 
unter dem Vorbehalt, daß der Deutsche Bundestag 
das Vertragswerk zustimmend zur Kenntnis nehme. 
Er hat am 14. Juli 1972 dem Bundestag über die Än- 
derung des Vertragswerks berichtet (Drucksache 
VI/3665). 

7 

Der Bundesrechnungshof hat in seinen Prüfungsmit- 
teilungen vom 10. April 1974 darauf hingewiesen, 
daß er die Änderung des Aufteilungsschlüssels nicht 
für gerechtfertigt halte. Der Bundesminister hat dem 
Bundesrechnungshof beigepflichtet, daß aus der 
Sicht des Jahres 1973 kein Anlaß zur Änderung des 
Kostenschlüssels bestanden habe. Die Bundesregie- 
rung habe sich zu einer höheren Kostenbeteiligung 
auch nur sehr zögernd bereit gefunden. Die Frage 
des Wegfalls der Geschäftsgrundlage müsse jedoch 
stets in dem Zeitpunkt geprüft werden, in dem hier- 
über verhandelt werde. Im Jahre 1969 habe niemand 
die günstige Entwicklung der Einnahmen aus den 
Sonderfinanzierungsmitteln voraussehen können. 
Nachdem einmal Einvernehmen über die Änderung 
des Finanzierungsschlüssels erzielt worden war, sei 
es nicht mehr möglich gewesen, zu der ursprüng- 
lichen Drittelparität zurückzukehren. Als sich die 
günstige Entwicklung auf der Einnahmeseite ab- 
zeichnete, hätten die Vertreter des Bundes in den 
Konsortialverhandlungen versucht, eine Mindest- 
belastung des Landes Bayern und der Stadt Mün- 
chen in Höhe der sogenannten „Ausgangsbelastung" 
festzulegen. Auch dies sei von den Vertretern der 
beiden anderen Konsorten jedoch abgelehnt worden. 

In seiner Stellungnahme hat der Bundesminister 
auch ausgeführt, er sei bei seiner Entscheidung im 
Dezember 1969 davon ausgegangen, daß sich je 
nach Aufteilungsschlüssel folgende Belastungen für 
die Konsorten ergeben werden: 



Bund 1 Bayern | München 

in Millionen DM 

Bei Kostendrittelung 

U-Bahn-Olympialinie 

200,4 200,3 200,3 

73,5 42,3 42,3 


Gesamtbelastung 

273,9 242,6 242,6 

300,5 150,2 150,2 

73,5 42,3 42,3 

Belastung bei Bundesanteilen 50 v. H 

U-Bahn-Olympialinie 


Gesamtbelastung 

374,0 ' 192,5 192,5 
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Der Bundesminister ist bei dieser Rechnung von In- 
vestitionskosten in München von 1 150 Millionen DM 
und von Einnahmen aus dem Verkauf der Olympia- 
Münze in Höhe von 136 Millionen DM ausgegangen. 

8 

Diese beiden für die Beurteilung der späteren Be- 
lastung der Konsorten wichtigen Zahlen konnten 
jedoch keine ausreichende Entscheidungsgrundlage 
bilden. Die Bundesregierung führt im Schlußbericht 


(A. 1. 1.2.2) selbst aus, daß Planung und Ausfüh- 
rung hinsichtlich der Gesamtkosten erst vom Februar 
1970 an in ein konkretes Stadium getreten seien, 

8.1 

Die Annahme der Bundesregierung, es müsse mit 
Kostenbelastungen gerechnet werden, die die Aus- 
gangsbelastung um mehr als 100 v. H. überschritten, 
traf nicht zu. Nach dem Zahlenwerk des Berichts vom 
12. Februar 1970 mußte in München vielmehr mit 
folgenden Belastungen gerechnet werden: 



Bund 1 Bayern t München 

in Millionen DM 

bei einem Bundesanteil von einem Drittel 

bei einem Bundesanteil von 50 v. H 

243.5 212,3 212,3 

328.5 169,8 169,8 



Investitionen in München aus 40 Millionen Stück 
gerechnet. 

8.3 

Dadurch, daß bis zur vorläufigen Schlußabrechnung 
zwar die Kosten für die Investitionen noch um 200 
Millionen DM gegenüber dem Gesamtkosten- und 
Finanzierungsplan der Olympia-Baugesellschaft 
mbH vom 10. Februar 1970 gestiegen sind, die Son- 
derfinanzierungsmittel für München sich in dersel- 
ben Zeit aber um 408 Millionen DM erhöht haben, 
hat sich die finanzielle Belastung der öffentlichen 
Haushalte beträchtlich vermindert. Spätestens im 
Jahre 1971 war klar zu erkennen, daß die Belastung 
aller Konsorten wesentlich geringer sein würde, 
als dies ursprünglich angenommen und 1970 von 
der Bundesregierung dargestellt worden war. 

9 

Nach der vorläufigen Schlußabrechnung ergibt sich 
aus den Investitionskosten München folgende end- 
gültige Belastung: 



Bund 

1 Bayern | 

München 



in Millionen DM 


bei einem Bundesanteil von 50 v. H 

259,9 

133,6 

133,7 

Ausgangsbelastung 

174,0 

173,0 

173,0 

Änderung 

+ 85,9 

- 39,4 

- 39,3 

Bei unverändertem Kostenschlüssel hätte sich ergeben: 


Bund 

1 Bayern | 

München 



in Millionen DM 


Kostenbeteiligung zu je einem Drittel 

192,9 

167,10 

167,20 

Ausgangsbelastung 

174,0 

173,0 

173,0 

Veränderungen 

+ 18,9 

~ 5,9 

- 5,8 


Die Belastung der Konsorten lag demnach im Rah- 
men der bei Abschluß des Konsortialvertrages für 
möglich gehaltenen 173 Millionen DM zuzüglich 25 
bis 30 V. H. 

8.2 

Zudem waren in der erwähnten Rechnung die Münz- 
gewinne aus 20 Millionen Stück angesetzt, obwohl 
Ende 1969 die Auflage bereits auf 30 Millionen 
Stück erhöht worden waren. Dazu kommt, daß zu 
dieser Zeit über die Herausgabe einer Gold- und 
einer Zwanzig-Mark-Silbermünze verhandelt wor- 
den war, aus deren Verkauf mit einem Münzgewinn 
von 700 Millionen bis 800 Millionen DM gerechnet 
wurde. Auch wenn von der Herausgabe der Gold- 
und Zwanzig-Mark-Silbermünzen abgesehen wurde, 
ergab sich insgesamt ein Münzgewinn zur Finan- 
zierung der Investitionen in München von rd. 532 
Millionen DM, weil schließlich für die lO-DM-Olym- 
pia-Münze eine Auflage von 100 Millionen Stück 
genehmigt wurde. Mitte 1970 wurde bereits mit 
einem Münzgewinn von 227 Millionen DM für die 
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Die Belastung des Landes Bayern und der Stadt 
München wäre also selbst dann noch um je rd. 
6 Millionen DM unter der im Konsortialvertrag vom 
10. Juli 1967 übernommenen Ausgangsbelastung 
geblieben, wenn der Bund sich nicht bereit erklärt 
hätte, 50 V. H. der nicht durch Sonderfinanzierungs- 
mittel gedeckten Kosten zu übernehmen. 

10 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, daß 
eine Änderung der Finanzierungsanteile der Kon- 
sorten aufgrund der Entwicklung der Belastung der 
Konsorten nicht gerechtfertigt war und nach dem 
Konsortialvertrag auch nicht gefordert werden 
konnte. Es waren keine Umstände eingetreten, die 
die Vertragsgrundlage grundlegend geändert hätten. 

Wie bereits dargestellt (C 8, 8.1 und 8.2) hat die 
Bundesregierung sich obendrein zu einem Zeitpunkt 
zur Änderung bereit erklärt, als die Kosten noch 
nicht feststellbar sowie die möglichen und bereits 
angestrebten Einnahmen aus Sonderfinanzierungen 
noch nicht voll überschaubar waren. Hinsichtlich der 
Einnahmen aus dem Verkauf der Olympia-Münzen 
zeichnete sich damals sogar bereits eine wesentliche 
Steigerung der Erlöse ab. Es bestand jedenfalls zu 
diesem Zeitpunkt kein Anlaß, den Kostenschlüssel 
zu ändern. 

Doch selbst wenn die Ansicht des Bundesministers 
des Innern geteilt würde, daß sich der Bund wegen 
der besonderen Umstände einer Zustimmung zur 
Änderung des Finanzierungsschlüssels nicht habe 
entziehen können, hätte in der Vereinbarung vom 
17. Dezember 1969 sichergestellt werden müssen, 
daß die Finanzierungsanteile des Freistaats Bayern 
und der Stadt München nicht unter die Ausgangs- 
belastung nach dem Konsortialvertrag vom 10. Juli 
1967 von 173 Millionen DM sinken. Sie sind nach 
dem Stand vom September 1974 um jeweils rd. 
39 Millionen DM niedriger als nach dem Konsor- 
tialvertrag in seiner ursprünglichen Fassung. Zu der 
Frage, warum nicht wenigstens vereinbart worden 
sei, daß sich die Leistungen der Konsortialpartner 
des Bundes nicht unter die Ausgangsbelastung ver- 
mindern, hat sich der Bundesminister nicht geäußert. 


D. Schlußbemerkung 


1 

Bei der Beurteilung der Belastung der öffentlichen 
Hand verkennt der Bundesrechnungshof nicht, daß 
es von einem bestimmten Zeitpunkt an liicht mehr 
möglich war, einmal getroffene Entscheidungen rück- 
gängig zu machen oder den Ablauf noch wesentlich 
zu beeinflussen. Er hat auch berücksichtigt, daß die 
Notwendigkeit, die Anlagen termingerecht zu er- 
richten, gelegentlich die Ursache dafür war, daß die 
Grundsätze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit 
nicht ausreichend beachtet wurden. Dementspre- 
chend würdigt er die Leistung der an den Bauvor- 


Er hat auch keine Unterlagen vorgelegt, aus denen 
hervorgeht, daß sich die Vertreter des Bundes in 
den Konsortialverhandlungen ernsthaft darum be- 
müht haben, eine Mindestbelastung der anderen 
Konsortialpartner in Höhe der sogenannten „Aus- 
gangsbelastung'' im Konsortialvertrag festzulegen. 
Schließlich ist der Bundesminister in den Verhand- 
lungen u. E. unzutreffend davon ausgegangen, daß 
die Finanzkraft des Freistaates Bayern und der Stadt 
München gleich seien. 

Ende 1971 war klar zu erkennen, daß die vom Baye- 
rischen Ministerpräsidenten befürchtete Entwicklung 
nicht eintreten würde und damit die Erhöhung des 
Finanzierungsanteils des Bundes nicht begründet 
war. Der Bund hätte in den Verhandlungen über die 
Änderung der Verträge geltend machen müssen, 
daß die Voraussetzungen, unter denen der Bund 
sich bereit erklärt hatte, 50 v. H. der nicht durch Son- 
derfinanzierungsmittel gedeckten Kosten zu über- 
nehmen, nicht mehr gegeben waren. Der Änteil der 
olympiabedingten Zuwendungen der öffentlichen 
Hand zur Deckung der Gesamtkosten hat sich 

— wie die Bundesregierung in ihrem Schlußbericht 
(AI. 1.2.2) festgestellt hat — von 52,5 v. H. im 
Februar 1970 auf 34,7 v. H. im Juni 1972 verringert. 
Die finanzielle Belastung der Konsorten hatte sich 
dementsprechend gegenüber der im Jahre 1969 an- 
genommenen wesentlich vermindert. 

11 

Es erscheint auch bemerkenswert, daß die Konsor- 
ten Freistaat Bayern und Stadt München den Bund 

— nachdem er seinen Finanzierungsanteil erhöht 
hatte — in mehreren Fällen veranlaßten, anstelle 
von ursprünglich vorgesehenen Provisorien dem 
Bau kostspieligerer Daueranlagen zuzustimmen, die 
nacholympisch nicht für Zwecke des Sports genutzt 
werden (Pressezentrum — nunmehr drei Fachober- 
schulen — und Ringerhalle — nunmehr Messe- 
halle — ). Hier handelt es sich um Anlagen von 
beträchtlichem Wert, die inzwischen von der Stadt 
München oder von der Münchener Messegesellschaft 
unentgeltlich zur Dauernutzung übernommen wor- 
den sind (vgl. auch A. 4 dieses Berichts). 


haben Beteiligten, denen es gelungen ist, die An- 
lagen bis zum Beginn der Spiele fertigzustellen. 

2 

Der Bundesrechnungshof kommt aber zu dem Er- 
gebnis, daß diese Erwägungen die Mängel nicht zu 
entschuldigen vermögen, die sich bei den Entschei- 
dungen über die Kostenbeteiligung des Bundes und 
bei der Durchführung der Maßnahmen ergeben 
haben. 
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Er bemängelt, daß sich die Bundesregierung im Juli 
1967 verpflichtet hat, ein Drittel der entstehenden 
Kosten zu tragen, ohne daß ausreichende Überle- 
gungen hinsichtlich der notwendigen Investitionen 
und der entstehenden Kosten angestellt worden wa- 
ren. 

Außerdem ist festzustellen, daß es der Bundesregie- 
rung nicht gelungen ist, einen den Interessen des 
Bundes und seiner finanziellen Beteiligung entspre- 
chenden Einfluß auf die Investitionen für die Olym- 
pischen Sommerspiele 1972 zu nehmen. Die Kosten 
der Spiele haben sich beträchtlich erhöht, weil sie 
nicht — wie bei der Bewerbung der Stadt München 
vor dem Internationalen Olympischen Komitee in 
Rom verkündet — als „einfache Spiele" veranstaltet 
worden sind. Dies ist auf Forderungen der Sport- 
verbände zurückzuführen, die nicht immer auf das 
gebotene Maß reduziert worden sind, sowie darauf, 
daß bei der Planung und Ausführung der Sportstät- 
ten gestalterische Erwägungen zu Lasten der Wirt- 
schaftlichkeit überbewertet wurden. Dadurch haben 
die Gesamtkosten den im Jahre 1967 gesetzten Ko- 
stenrahmen von 520 Millionen DM um rd. 1 577 Mil- 
lionen DM (d. s. 300 V. H.) überschritten. 

3 

Die vorläufige Endabrechnung bestätigt, daß der 
Bund im Jahre 1969 keinen ausreichenden Anlaß 
hatte, von den nicht durch Sonderfinanzierungsmittel 
gedeckten Kosten für Investitionen 50 v. H. zu über- 
nehmen. Er hat dadurch z. B. für die Investitionen 
in München gegenüber dem Konsortialvertrag eine 
um 67 Millionen DM höhere Belastung übernom- 
men und den Freistaat Bayern und die Stadt Mün- 
chen um je 33,5 Millionen DM entlastet, so daß 
deren Belastung um je rd. 39 Millionen DM unter 
die im Jahre 1967 vertraglich übernommene von 
173 Millionen DM gesunken ist. Selbst wenn die 
von diesen beiden Konsorten zu tragenden Fehl- 
beträge aus den Veranstaltungskosten ihrer Bela- 


stung aus dem Investitionsbereich zugerechnet wür- 
den, so ergibt sich für sie erst eine Gesamtbelastung 
von je 154 Millionen DM, d. s. 19 Millionen DM 
weniger als 1967 vereinbart. 

Die Bundesregierung hat sich zur Änderung des 
Kostenschlüssels bereit gefunden und außerdem den 
olympiabedingten Mehrbetrag der Folgekosten über- 
nommen, den sie später durch eine Pauschalzahlung 
in Höhe von 130 Millionen DM abgelöst hat, ob- 
wohl damals weder zuverlässig beurteilt werden 
konnte, welche Höhe die Gesamtkosten erreichen 
würden, noch hinreichend bekannt war, wie sich 
die Einnahmen aus Sonderfinanzierungsmitteln ent- 
wickeln würden. Jedenfalls wäre es erforderlich ge- 
wesen, die Erklärung vom 17. Dezember 1969 unter 
dem Vorbehalt abzugeben, daß bei einer endgül- 
tigen Vereinbarung die tatsächliche Entwicklung der 
Kosten und der Einnahmen berücksichtigt und die 
in den Konsortialverträgen vom 10. Juli 1967 und 
vom 16. April 1969 von den Konsorten eingegan- 
genen Ausgangsbelastungen nicht unterschritten 
werden. 

4 

Der Bundesrechnungshof weist schließlich darauf 
hin, daß es dem Bund nicht gelungen ist, die Ent- 
scheidungen über den Bau der Sportstätten und Ein- 
richtungen, aus deren nacholympischer Nutzung der 
Freistaat Bayern und die Stadt München unmittel- 
bar oder mittelbar einen beträchtlichen Vorteil er- 
langt haben (vgl. C. 11.), so zu beeinflussen, daß 
Lösungen mit möglichst geringen Kosten gewählt 
wurden. Unter Berücksiditigung der Zugeständ- 
nisse des Bundes hätte er sich mit der Ausführung 
dieser Bauten nur unter der Bedingung einverstan- 
den erklären dürfen, daß der Freistaat Bayern und 
die Stadt München die Kosten dafür in einer Höhe 
übernehmen, die ihren Vorteilen aus der späteren 
Dauernutzung der Anlagen entsprechen. 

Reineck 
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